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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1955/75 über die Erstattung bei der Erzeugung für Getreide und Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 665/75^), insbesondere 
auf Artikel 1 1 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Angesichts der besonderen Lage der Maisstärke- 
industrie in Italien empfiehlt es sich, im Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 in Italien die in Artikel 1 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1955/75 genannte Erstat- 
tung bei der Erzeugung von Mais für die Stärkeher- 
stellung um 1,50 RE je Tonne zu erhöhen, um es 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 14 


dieser Industrie zu ermöglichen, sich den in anderen 
Mitgliedstaaten normalerweise herrschenden Bedin- 
gungen anzupassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1955/75 wird 
durch folgenden Absatz ergänzt: 

„4. Die Erstattung bei der Erzeugung von Mais für 
die Stärkeherstellung wird im Wirtschaftsjahr 
1975/1976 in Italien um 1,50 Rechnungseinheiten 
je Tonne Mais erhöht." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt' am Tag ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. Sie ist ab 1. August 1975 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzbogen 



Anhang zum Dokument 


Datum: 16. Oktober 1975/MR. 


Haushaltsposten : 

601 (Interventionen Getreide) 


2. Bezeichnung des Vorhabens: 

Entwurf einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 1955/75 über die Erstattungen bei 
der Erzeugung für Getreide und Reis. 


3. Juristische Grundlage: 

Artikel 11 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 


4. Ziele des Vorhabens: 

Zuschlag für die italienischen Stärkehersteller als Ausgleich für die zu zahlenden höheren Preise bei 
der Einfuhr. 


5.0 Ausgaben 

zu Lasten des Gemeinsdiaftshaushalts 
zu Lasten nationaler Verwaltungen 
zu Lasten anderer nationaler Sektoren 

Wirtschaftsjahr 

Laufendes 
Haushaltsjahr ( ) 

Kommendes 
Haushaltsjahr ( ) 

600 000 RE 

300 000 RE 

300 000 RE 

5.1 Vorausschau Jahr 1976 Jahr 1977 

Jahr 1978 



300 000 RE 0 

0 



5.2 Berechnungsmethode 




400 000 tons X 1 ,5 RE 





6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 


Ja 


6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Nein 


6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Ja Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 
1976 


Anmerkungen: 

Es wird bemerkt, daß der Zuschlag zur Erstattung im Vergleich zu den vergangenen Wirtschaftsjahren um 
die Hälfte verringert ist. Diese Maßnahme führt gegenüber den vergangenen Jahren zu einer Einsparung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7, November 1975 - Il4 - 680 70 - E - Ge 63175: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
vom 27. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1 . Mit der hier vorgeschlagenen Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1955/75 soll es Italien er- 
möglicht werden, einen Zuschlag zur Erstattung der 
Erzeugung für Maisstärke zu gewähren. Verglichen 
mit den vorangegangenen Jahren wurde der Betrag 
aber gesenkt. 

2. Der Zuschlag, der seit seiner Einführung 1967 
unverändert 3,00 RE/t betrug, soll den italienischen 
Stärkeherstellern als Ausgleich für die höheren Ein- 
fuhrpreise für Mais dienen, die sie im Vergleich zu 
ihren nordeuropäischen Konkurrenten zu zahlen 
haben. 

3. Da jedoch die allgemeine Erstattung bei der 
Erzeugung auf 10 RE/t gekürzt wurde, wäre ein 


Zuschlag von 3 RE/t (+ 30 v. H.) zu hoch. Fernerhin 
stellt sich die Lage für Italien nach der Erweiterung 
im Vergleich zu anderen Mitgliedstaaten (z. B. Däne- 
mark) weniger nachteilig als vorher dar. Auf der 
anderen Seite würde eine Aufhebung des Zuschlags 
unter den augenblicklichen Bedingungen zu Schwie- 
rigkeiten in der italienischen Stärkeindustrie führen. 
Der vorgeschlagene Betrag von 1,50 RE/t für 1975/ 
1976 würde einen reibungsloseren Übergang zu einer 
zukünftigen Situation ohne Zuschlag erlauben. Sie 
wird im Vergleich zu 1967 um 50 v. H. gekürzt. Das 
ist dieselbe prozentuale Kürzung wie sie die allge- 
meine Erstattung erfahren hat. 

4. Mit der Kürzung des Zuschlags in Italien um 
1,50 RE/t könnten ungefähr 0,6 Millionen RE im Jahr 
gespart werden. 
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